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2. Instanz

Aktenzeichen L 2 U 199/03
Datum 27.10.2004

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid Sozialgerichts
Regensburg vom 21.03.2000 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der 1941 geborene KlÃ¤ger stÃ¼rzte am 20.07.1996 im Stall des
landwirtschaftlichen Betriebes seines Sohnes auf ein Metallgestell.

Der Allgemeinarzt Dr.von L. stellte GesÃ¤Ã�prellung, Ellenbogenprellung und
Schulterprellung links fest und Ã¼berwies den KlÃ¤ger an das Krankenhaus K â�¦
Der Durchgangsarzt, der Chirurg Dr.B. , diagnostizierte dort am 09.08.1996 eine
Prellung des linken Thorax und des linken GesÃ¤Ã�es. Der KlÃ¤ger klage Ã¼ber
rezidivierende Schmerzen. Die Beweglichkeit der linken HÃ¼fte sei frei. Die
Sonographie des linken GesÃ¤Ã�es habe keine tiefe HÃ¤mato- oder Serombildung
gezeigt. Eine frische knÃ¶cherne Verletzung an der HÃ¼fte war nicht festzustellen.
Am 26.11.1996 klagte der KlÃ¤ger Ã¼ber rezidivierendes Muskelverkrampfen in der
GesÃ¤Ã�muskulatur. Die Sonographie war unauffÃ¤llig. Dr.B. vertrat die
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Auffassung, es bestehe kein Zusammenhang mit dem Arbeitsunfall und wies auf
einen bekannten LWS-Schaden hin. Am 30.12.1996 war die Muskulatur unauffÃ¤llig,
im Ultraschall ergab sich kein Hinweis fÃ¼r ein altes HÃ¤matom oder Serom. Ein CT
vom 23.12.1996 zeigte unter BerÃ¼cksichtigung des Vorbefundes vom 19.07.1995
weitgehend Befundkonstanz der Bandscheibenprotrusion im Segment LWK 4/5,
geringere Protrusionen der benachbarten Segmente. Es bestand kein Anhalt fÃ¼r
eine knÃ¶cherne Traumafolge.

Beigezogen wurden die Unterlagen der landwirtschaftlichen Alterskasse
Niederbayern/Oberpfalz (LAK). Im Befundbericht vom 28.11.1995 hatte Dr.von L.
u.a. die Diagnosen angegeben: Schwere Coxarthrose rechts, chronisches LWS-
Syndrom, HÃ¤mochromatose. Es bestÃ¼nden Beschwerden an der
LendenwirbelsÃ¤ule und beiden HÃ¼ften. Der OrthopÃ¤de Dr. W. erklÃ¤rte im
Schreiben vom 10.08.1995, auf den RÃ¶ntgenaufnahmen zeigten sich eine
deutliche Coxarthrose, auf den CT-Bildern Bandscheibenprotrusionen sowie
degenerative VerÃ¤nderungen. Vom 01.04. bis 02.04.1993 wurde der KlÃ¤ger im
Krankenhaus E. stationÃ¤r behandelt und die Diagnose einer HÃ¤mochromatose
gestellt. Der Internist Dr.S. erwÃ¤hnte im Gutachten vom 26.01.1996 schmerzhafte
BewegungseinschrÃ¤nkungen in den HÃ¼ftgelenken rechts stÃ¤rker als links. Als
Nebenleiden bestehe ein WirbelsÃ¤ulensyndrom. Nach stationÃ¤rer Behandlung
vom 13.11.1995 bis 10.01.1996 wurden von den Ã�rzten der Reha-Klinik J. die
Diagnosen gestellt: Rechtsbetonte Coxarthrose, HWS-LWS-Syndrom,
Bandscheibenprotrusionen L 3 bis L 1, Epicondylitis, bekannte HÃ¤mochromatose.
Der KlÃ¤ger klage u.a. Ã¼ber ausgeprÃ¤gte Lumbalgien mit Schmerzfortleitung in
das linke Bein dorsal bis zur Fersenregion sowie die halbe proximale FuÃ�sohle.
Wenn er das rechte Bein entlaste, trÃ¤ten Schmerzen Ã¼ber dem linken GesÃ¤Ã�
auf. Festzustellen sei ein Druckschmerz Ã¼ber dem Epicondylus links. Der
OrthopÃ¤de Dr.S. fÃ¼hrte im Gutachten vom 04.04.1996 aus, der KlÃ¤ger klage
Ã¼ber Schmerzen in beiden Schultergelenken, links deutlicher als rechts,
Schmerzen bei Bewegungen beider Ellenbogengelenke, die grobe Kraft des
Faustschlusses der linken Hand werde eingeschrÃ¤nkt demonstriert, die Bewegung
des linken HÃ¼ftgelenks werde in einem noch regelrechten Bewegungsumfang,
jedoch unter Schmerzangabe ausgefÃ¼hrt.

Der OrthopÃ¤de Dr.K. kam im Rentengutachten vom 23.06.1997 zu dem Ergebnis,
bereits vor dem Unfallereignis hÃ¤tten ganz massive Abnutzungserscheinungen
nahezu aller groÃ�en KÃ¶rpergelenke sowie auch der Hals- und LendenwirbelsÃ¤ule
vorgelegen. Durch den Anprall kÃ¶nne es zu einem Kompressionsdefekt mit
entsprechender Schmerzsymtomatik gekommen sein, die allerdings nicht sicher
segmental zugeordnet werden kÃ¶nne. Die Beweglichkeit des linken HÃ¼ftgelenks
habe sich etwas verschlechtert, zu berÃ¼cksichtigen sei auch die muskulÃ¤re
Gegenspannung. Eine Verletzung des linken Schultergelenks sei im
Durchgangsarztbericht nicht erwÃ¤hnt. Angesichts der massiven degenerativen
VerÃ¤nderungen und des Unfallmechanismus sei eine strukturelle SchÃ¤digung
durch den Unfall nicht mÃ¶glich, es kÃ¶nne sich lediglich um eine Prellung der
Schulter gehandelt haben mit durchaus glaubhaft auftretenden starken
Beschwerden. Eine richtunggebende Verschlimmerung sei jedoch nicht
anzunehmen. Ã�hnlich verhalte es sich auch mit der SchÃ¤digung des
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Ellenbogengelenks.

Der Neurologe Dr.Z. fÃ¼hrte im Befundbericht vom 16.06. 1997 aus, beim KlÃ¤ger
liege eine lumbale Wurzelreizung bei L 5 vor, diskret auch bei S 1. Motorische
AusfÃ¤lle seien nicht nachweisbar, allenfalls eine leichte HypÃ¤sthesie im
GroÃ�zehenbereich.

Mit Bescheid vom 11.08.1997 erkannte die Beklagte den Unfall als Arbeitsunfall an,
Unfallfolgen seien eine Prellung der linken Brustkorbseite, der linken
GesÃ¤Ã�hÃ¤lfte und des linken Ellenbogengelenkes. Ã�ber die 13. Woche nach dem
Arbeitsunfall hinaus habe keine MdE in rentenberechtigendem Grad bestanden.
(MdE 10 v.H.).

Der KlÃ¤ger wandte mit Widerspruch vom 04.09.1997 ein, Unfallfolgen seien
gegeben an der linken Schulter mit Riss der linken Bizepssehne, am linken
Ellenbogen, an der linken HÃ¼fte (Prellung) und an der LendenwirbelsÃ¤ule.
BeigefÃ¼gt war ein Attest des Dr.von L. vom 16.09.1997, in dem auf den Zustand
nach BizepssehnenriÃ� links und HÃ¼ftprellung links hingewiesen wurde.

Die Beklagte zog Unterlagen der Neurochirurgischen Klinik H. Ã¼ber die
stationÃ¤ren Behandlungen des KlÃ¤gers vom 08.12. bis 17.12.1997 und 16.02. bis
18.02.1998 bei. Am 01.12.1997 hatte der KlÃ¤ger einen privaten Unfall erlitten. Es
war zu einer HWK 6/7-Fraktur gekommen. Die BeratungsÃ¤rztin Dr.G. erklÃ¤rte in
der Stellungnahme vom 15.04.1998, es bestehe keine unfallbedingte hÃ¶here MdE
als 10 v.H. Die Beschwerden und Befunde am Bewegungsapparat seien sÃ¤mtlich
unfallfremd, dies gelte insbesondere fÃ¼r den Bizepssehnenriss und die
WirbelsÃ¤ulenbeschwerden.

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 06.05.1998
zurÃ¼ck.

Hiergegen hat sich die Klage vom 29.05.1998 zum Sozialgericht Regensburg
gerichtet. Der vom SG auf Antrag des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG durch
Beweisanordnung vom 12.04.1999 zum Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen ernannte
OrthopÃ¤de K. hatte das Gutachten bis zum 30.11.1999 nicht Ã¼bersandt,
daraufhin hat das SG ihn aufgefordert, die Akten zurÃ¼ckzusenden.

Beigezogen war ein Bericht der Klinik B. , Fachklinik fÃ¼r OrthopÃ¤die Ã¼ber eine
Reha-MaÃ�nahme vom 15.12.1999 bis 12.01. 2000 u.a. wegen Cervikalgien und
zeitweisen Lumbalgien mit Ausstrahlung in das linke Bein lateral.

Das SG hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 21.03.2000 abgewiesen. Der
KlÃ¤ger habe bereits vor dem Unfall erhebliche Beschwerden im Bereich der
LendenwirbelsÃ¤ule sowie des Schulter- und Ellenbogengelenks gehabt. Wenn er
sich am 20.07.1996 das linke Schultergelenk geprellt haben sollte, so sei es
jedenfalls zu keinem weiteren Schaden gekommen, insbesondere nicht an der
Rotatorenmanschette. DiesbezÃ¼glich fehle es auch an einem geeigneten
Unfallmechanismus.
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Mit der Berufung vom 28.04.2000 wendet sich der KlÃ¤ger gegen den
Gerichtsbescheid.

Beigezogen wurde ein Gutachten des Chirurgen Dr.E. fÃ¼r die S. Versicherung vom
03.05.1999, in dem ausgefÃ¼hrt wird, bei dem Unfall sei es zu einer
Brustkorbprellung, Prellung des Ellenbogens und des GesÃ¤Ã�es gekommen. Der
Unfall habe keine bleibenden SchÃ¤den hinterlassen. Die am heftigsten geklagten
Beschwerden im Bereich des GesÃ¤Ã�es seien Ausdruck einer pseudoradikulÃ¤ren
Lumbalgie. Auch im Bericht des Krankenhauses H. Ã¼ber den stationÃ¤ren
Aufenthalt vom 16.07. bis 23.07.1998 sei eine traumatische SchÃ¤digung der
LendenwirbelsÃ¤ule ausgeschlossen worden. Der KlÃ¤ger neige dazu, sÃ¤mtliche
pathologischen SkelettverÃ¤nderungen auf den Unfall zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Es
lÃ¤gen jedoch objektive Befunde vor, dass die linke und rechte Schulter bereits vor
dem Unfall geschÃ¤digt gewesen seien. Die Beschwerden im linken Schultergelenk
seien als chronisches Impingementsyndrom anzusehen, wobei sich die
SehnenansÃ¤tze der Rotatorenmanschette chronisch aufscheuerten. Dieses
Krankheitsbild werde nicht durch ein einmaliges AnstoÃ�en des Ellenbogens
verursacht. Die VerschleiÃ�erscheinungen seien schicksalhafte Leiden und nicht auf
ein Unfallereignis zurÃ¼ckzufÃ¼hren.

Der vom Senat auf Antrag des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG zum Ã¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigen ernannte OrthopÃ¤de K. kam im Gutachten vom 17.06.2003 zu
dem Ergebnis, der Unfall habe degenerativ vorerkrankte Gelenke, eine Folge der
vorbestehenden HÃ¤mochromatose, getroffen. Eine unfallbedingte
richtungweisende Verschlimmerung sei nicht gegeben. Es sei zu einem deutlich
verzÃ¶gerten Heilungsverlauf insbesondere der Schulterprellung gekommen.
Bleibende UnfallschÃ¤den seien am Schulter- und Ellenbogengelenk nicht
festzustellen. Beim Aufprall des Beckens kÃ¶nne es durchaus zu einer
Ã�berbeanspruchung der Bandstrukturen des linksseitigen Ileosacralgelenks
dadurch kommen, dass die WirbelsÃ¤ule und auch das angrenzende Kreuzbein
gegenÃ¼ber dem fixierten Darmbein in der Sturzbewegung verbleibe. Diese
Krafteinwirkung sei umso stÃ¤rker, je weniger elastisch die Bandscheibensegmente
seien. Beim KlÃ¤ger bestehe jetzt das klinische Bild einer
Ileosacralgelenkssymptomatik. Verletzungen der Kreuz-Darmbeingelenke lieÃ�en
sich durch RÃ¶ntgenaufnahmen nur Ã¤uÃ�erst schwer feststellen. Die
computertomographische Untersuchung habe sich nicht auf die Ileosacralgelenke,
sondern auf die untere LendenwirbelsÃ¤ule bezogen. Ein Hinweis auf eine ISG-
Verletzung gehe jedoch aus dem RÃ¶ntgenbefund hervor, den Dr.K. erhoben habe.
Er habe einen leichten Tiefstand der Kreuzbahnbasis links festgestellt. Im Gutachten
von Dr.S. werde erwÃ¤hnt, das MÃ¤ngelzeichen sei negativ. Es handele sich hierbei
um einen Dehnungstest der Kreuzdarmbeingelenke. Im Bericht der Reha-Klinik J.
werde eine eher rechtsseitige Symptomatik beschrieben , nach dem Unfall habe
eine linksseitige Symptomatik im Vordergrund gestanden. Eine Muskelverletzung
habe zwar nicht nachgewiesen werden kÃ¶nnen, dies schlieÃ�e aber Verletzungen
der Bandstrukturen nicht aus. Linksseitig nachzuweisende Palpationsempfindlichkeit
erwÃ¤hne auch Dr.K â�¦ Im Bericht der Klinik B. (24.02. bis 31.03.1998) werde ein
Druckschmerz im iliolumbalen Winkel links erwÃ¤hnt. Auch Dr.M. berichte im
Gutachen vom 27.05.1998 Ã¼ber einen Druckschmerz am lumbosacralen
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Ã�bergang links. Dr.S. habe im Befundbericht vom 15.07.1998 Schmerzen am
Ansatz der Ligamenta ileolumbalia links, Druckschmerz an den die Ileosacralgelenke
Ã¼berspannenden Muskel- und Bandstrukturen bestÃ¤tigt. Auch habe er auf
Schmerzen, die durch eine Irritation des linken Ileosacralgelenkes bedingt seien,
hingewiesen. Dr.E. fÃ¼hre im Gutachten vom 03.05.1999 aus, es bestehe ein
starker Druckschmerz Ã¼ber der knÃ¶chernen VorwÃ¶lbung des linken Kreuzbeines
nahe der Ileosacralfuge. Die Klinik B. berichte am 12.01.2000 Ã¼ber ein
druckschmerzhaftes Ileolsacralgelenk. Auch die aktuellen Beschwerden des
KlÃ¤gers entsprÃ¤chen einer Ileolsacralgelenkssymptomatik. Es bestehe eine
chronische FunktionsstÃ¶rung mit deutlicher BeeintrÃ¤chtigung der statischen und
dynamischen Beckenfunktion und Beschwerdesymptomatik. Die GefÃ¼gestÃ¶rung
sei entsprechend den "Anhaltspunkten" mit einem GdB/MdE von 20 v.H. zu
bewerten.

Die Beklagte Ã¼bersandte eine Stellungnahme des OrthopÃ¤den Dr.D. vom
27.07.2003, in der ausgefÃ¼hrt wurde, die Beschwerden mit und ohne
Nervenwurzelbeteiligung seien bereits seit 1995 dokumentiert. Durch den Unfall sei
es mÃ¶glicherweise zu einer vorÃ¼bergehenden Verschlimmerung gekommen, die
aber nicht lÃ¤nger als drei bis vier Monate angehalten habe. Es gebe kein
adÃ¤quates Trauma, das isoliert eine Ileogelenksfuge lockern kÃ¶nnte. Das
Kreuzbein sei derart in den Beckenring eingepasst, dass eine traumatisch
verursachte Lockerung unweigerlich eine knÃ¶cherne Verletzung mithervorrufen
wÃ¼rde. Der KlÃ¤ger gebe seit Jahren Beschwerden durch seine
LendwirbelsÃ¤ulensymptomatik an. Die Bewertung der MdE sei keinesfalls
befundgerecht.

Der KlÃ¤ger verwies im Schriftsatz vom 12.09.2003 auf das Gutachten des
Bundeswehrkrankenhauses A. vom 30.10.2000 fÃ¼r das Landgericht W â�¦ Darin
kam der Neurologe Dr.G. zusammenfassend zu dem Ergebnis, beim KlÃ¤ger
bestÃ¼nden multiple degenerative VerÃ¤nderungen an Gelenken und im Bereich
der WirbelsÃ¤ule sowie ein Zustand nach HÃ¼ftprellung, Ellenbogenprellung und
Thoraxprellung, evtl. auch Schulterprellung links. Sie wÃ¼rden von allen
Vorgutachtern als ausgeheilt betrachtet. SchÃ¤digungsfolgen im Sinne einer
neurologischen StÃ¶rung seien nicht festzustellen. AuÃ�erdem bestehe eine
Lumboischialgie mit Wurzelsyndrom L 5 linksseitig, die vom KlÃ¤ger als Unfallfolge
nach dem Unfall vom 20.07.1996 geltend gemacht werde. Aus der Aktenlage gehe
aber hervor, dass sie schon vor dem 20.07.1996 bestanden habe. Traumatische
Lumboischialgien mit radikulÃ¤rem Syndrom entstÃ¼nden durch Wirbelfrakturen
oder traumatische BandscheibenlÃ¤sion. Dies sei beim KlÃ¤ger nicht der Fall. Beim
KlÃ¤ger sei das Wurzelreizsyndrom L 5/S 1 erstmals 1995 erwÃ¤hnt. Im MRT zeigten
sich degenerative VerÃ¤nderungen in Form einer linkslateralen
Bandscheibenprotrusion sowie eines Bandscheibenvorfalls, die mit der Symptomatik
Ã¼bereinstimmten. Der KlÃ¤ger sei auch mit der Diagnose eines
Bandscheibensyndroms der LendenwirbelsÃ¤ule von der LAK berentet worden. Das
radikulÃ¤re Syndrom sei nach dem Unfall nicht neu aufgetreten, sondern habe
schon vorher bestanden. MÃ¶glicherweise hÃ¤tten sich die Beschwerden nach dem
Unfall zeitweise verschlimmert. Auch habe die orthopÃ¤dische Beurteilung von Prof.
Dr. B. ergeben, dass der Unfallmechanismus nicht geeignet gewesen sei, das
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radikulÃ¤re Syndrom als Unfallfolge z.B. bei Verletzung einer Bandscheibe
hervorzurufen. Heute lÃ¤gen keine FolgeschÃ¤den des Unfalles vom 20.07.1996
mehr vor.

Der KlÃ¤ger stellt die AntrÃ¤ge aus dem Schriftsatz vom 12.09.2003. Hilfsweise
beantragt er, das Gericht mÃ¶ge durch einen Ortstermin im Stall des Sohnes des
KlÃ¤gers unter Benutzung des "KÃ¤lberes" und unter Hinzuziehung vom Gericht zu
bestimmender Ã¤rztlicher Gutachter feststellen, ob die
Ileosacralgelenksbeschwerden mit Ã¼berwiegender Wahrscheinlichkeit vom
streitgegenstÃ¤ndlichen Unfall herrÃ¼hren. Weiter beantragt er, das Gericht
mÃ¶ge Dr.S. beauftragen, ob gegenÃ¼ber dem von ihm im April 1996 festgetellten
Zustand durch den Unfall im Jahr 1996 eine wesentliche Verschlechterung,
insbesondere neue SchÃ¤digung des Ileosacralgelenks, eingetreten ist.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf den wesentlichen Inhalt der
beigezogenen Akten der Beklagten, der Akten des Versorgungsamtes Regensburg,
des Landesvesorgungsamtes sowie der Klage- und Berufungsakten Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form -und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, sachlich aber nicht
begrÃ¼ndet.

Die Entscheidung des Rechtsstreits richtet sich nach den bis 31.12.1996 geltenden
Vorschriften der RVO, da der geltend gemachte Versicherungsfall vor dem
01.01.1997 eingetreten ist und Ã¼ber einen daraus resultierenden
Leistungsanspruch vor dem 01.01.1997 zu entscheiden gewesen wÃ¤re (Â§Â§ 212, 
214 Abs.3 SGB VII i.V.m. Â§ 580 RVO).

Der KlÃ¤ger hat unstreitig am 20.07.1996 einen Arbeitsunfall (Â§ 548 RVO) erlitten.
Eine MdE von mindestens 20 v.H. der Vollrente, die Voraussetzung fÃ¼r einen
Anspruch auf Verletztenrente wÃ¤re (Â§Â§ 580 Abs.1, 581 Abs.1 RVO) liegt aber
nach Ablauf der 13. Woche nach dem Unfallereignis nicht vor.

Der OrthopÃ¤de Dr.K. hat im Gutachten im Verwaltungsverfahren, das im Wege des
Urkundenbeweises vewertet wird, Ã¼berzeugend erlÃ¤utert, dass 1997 nur eine
MdE von 10 v.H. vorlag. Auch der auf Antrag des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG
zum Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen ernannte OrthopÃ¤de K. hat im Gutachten vom
17.06.2003 bestÃ¤tigt, dass bleibende UnfallschÃ¤den bezÃ¼glich der linken
Schulter und des linken Ellenbogengelenks nicht vorliegen. Insoweit hat der KlÃ¤ger
auch in der BerufungsbegrÃ¼ndung vom 12.09.2003 nur noch eine Distorsion und
GefÃ¼gestÃ¶rung des linken Ileosacralgelenkes als Unfallfolge geltend gemacht.
Zur Ã�berzeugung des Senats ist es im Hinblick auf die vorliegenden Ã¤rztlichen
Gutachten, Berichte und Befunde nicht zu einer dauerhaften SchÃ¤digung des
Ileosacralgelenks beim Unfall vom 20.07.1996 gekommen, so dass eine MdE von
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wenigstens 10 % zumindest ab dem 08.08.2000 nicht gegeben ist. Dies hat auch
Dr.D. in der Stellungnahme vom 20.08.2001 bestÃ¤tigt.

Die AusfÃ¼hrungen des OrthopÃ¤den K. kÃ¶nnen im Hinblick auf die Vorbefunde
nicht Ã¼berzeugen. Schon im Befundbericht vom 28.11.1995 hat Dr.von L. auf eine
Zunahme der Beschwerden der LendenwirbelsÃ¤ule und beider HÃ¼ften
hingewiesen. Dr.W. diagnostizierte am 10.08.1995 ein degeneratives
Lumbalsyndrom mit pseudoradikulÃ¤ren Beschwerden bei Bandscheibenprotrusion
L 3 bis S 1. In der Reha-Klinik J. klagte der KlÃ¤ger schon vor dem Unfall Ã¼ber
ausgeprÃ¤gte Lumbalgien seit fÃ¼nf Jahren mit Schmerzfortleitung in das linke
Bein dorsal bis zur Fersenregion sowie die halbe proximale FuÃ�sohle und Ã¼ber
Schmerzen Ã¼ber dem linken GesÃ¤Ã�. Im Gutachten vom 26.01.1996 hat Dr.S.
eine schmerzhafte BewegungseinschrÃ¤nkung in den HÃ¼ftgelenken erwÃ¤hnt
sowie ein WirbelsÃ¤ulensyndrom bei nachgewiesener Bandscheibenprotrusion im
LWS-Bereich. Bei der Untersuchung durch den OrthopÃ¤den Dr.S. im April 1996 war
die Bewegung des linken HÃ¼ftgelenks nur unter Schmerzangabe in regelrechtem
Bewegungsumfang mÃ¶glich. Dr.S. stellte eine mÃ¤Ã�ige bis mittelgradige
Funktionsbehinderung der LendenwirbelsÃ¤ule aufgrund von
AufbrauchverÃ¤nderungen fest. Der Neurologe Dr.G. hat im Gutachten vom
30.10.2000 betont, dass sich mÃ¶glicherweise eine vorbestehende Lumbalgie links
zeitweise verschlimmert habe. FolgeschÃ¤den des Unfalls vom 20.07.1996 lÃ¤gen
aber nicht mehr vor.

Im Hinblick auf diese Befunde ist Dr.K. Ã¼berzeugend zu dem Schluss gekommen,
dass die Wurzelreizsymptomatik am linken Bein auf die chronisch rezidivierende
Lumbalgie bei gering bis mÃ¤Ã�iggradigen degenerativen VerÃ¤nderungen sowie
die beginnende Coxarthrose links mit schmerzhafter FunktionseinschrÃ¤nkung
zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist. Bei bereits vorbestehenden deutlichen degenerativen
VerÃ¤nderungen der Bandscheiben und der kleinen Wirbelgelenke der
LendenwirbelsÃ¤ule ist durch den Unfall lediglich eine VerstÃ¤rkung der subjektiven
Beschwerdesymptomatik eingetreten, so Dr.K â�¦ Eine von ihm fÃ¼r mÃ¶glich
gehaltene segmentale Wurzelreizung durch den Unfall wurde von dem Nervenarzt
Dr.Z. im Befundbericht vom 13.06.1997 nicht bestÃ¤tigt. Er diagnostizierte lediglich
eine lumbale Wurzelreizung bei L 5, diskret auch bei S 1, ohne motorische
AusfÃ¤lle, wobei zu berÃ¼cksichtigen ist, dass der KlÃ¤ger schon in der Klinik J.
(13.12.1995 bis 10.01.1996) Ã¼ber Lumbalgien mit Schmerzfortleitung in das linke
Bein bis zur Fersenregion geklagt hatte.

Die von dem OrthopÃ¤den K. zitierten Untersuchungsbefunde wurden in den
Berichten und Gutachten nicht als Folge einer Verletzung des Ileosacralgelenks
gedeutet, sondern auf die degenerativen VerÃ¤nderungen der WirbelsÃ¤ule
zurÃ¼ckgefÃ¼hrt. So wird im Bericht vom 31.03.1998 ausgefÃ¼hrt, es seien
belastungsabhÃ¤ngige linksbetonte Lumboischialgien eruierbar; Dr. E. fÃ¼hrte im
Gutachten vom 03.05.1999 aus, die Beschwerden im Bereich des linken GesÃ¤Ã�es
seien Ausdruck einer pseudoradikulÃ¤ren Lumbalgie. Lediglich Dr.S. sprach von
einer Irritation des linken Ileolsacralgelenkes. Allerdings haben unmittelbar darauf
nach stationÃ¤rer Behandlung vom 16. bis 23.07.1998 die Ã�rzte der
Neurologischen Klinik des Krankenhauses H. ausgefÃ¼hrt, die diffusen
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Beschwerden seien bereits vor dem Unfall beschrieben, es bestÃ¼nde kein Anhalt
fÃ¼r eine posttraumatische Ursache. Inzwischen haben sich die
HÃ¼ftgelenksbefunde links deutlich gebessert. Die Ã�rzte des OrthopÃ¤dischen
Reha-Zentrums R. stellten nach stationÃ¤rer Behandlung des KlÃ¤gers vom
17.12.2002 â�� 14.01.2003 eine beidseits gleiche HÃ¼ftgelenksbeweglichkeit fest.
Mit 10-0-130 war z.B. der Wert fÃ¼r Extension und Flexion nahezu normal (=
12-0-130).

Im Ã�brigen hat der OrthopÃ¤de K. ausgefÃ¼hrt, eine FunktionsstÃ¶rung des
Ileolsacralgelenks gehe regelmÃ¤Ã�ig mit Schmerzen einher, die von den Patienten
als in der GesÃ¤Ã�muskulatur sitzend und ausstrahlend in die
OberschenkelrÃ¼ckseite beschrieben wÃ¼rden. Derartige Beschwerden hatte der
KlÃ¤ger aber schon vor dem Unfall geklagt, so am 04.04.1996 bei Dr.S â�¦
AuÃ�erdem klagte er auch Ã¼ber Schmerzen im Bereich des rechten
HÃ¼ftgelenkes bis in den Oberschenkel, hat also auch auf der rechten Seite
Beschwerden, die der SachverstÃ¤ndige als IleosacralgelenksstÃ¶rung beschrieben
hat. Insofern kann die Argumentation nicht Ã¼berzeugen. Weitere SachaufklÃ¤rung
war nicht veranlasst. Ein Ortstermin ist nicht erforderlich, da unterstellt werden
kann, dass eine Ileosacralgelenksverletzung hÃ¤tte erfolgen kÃ¶nnen â�� es fehlt
aber trotzdem, wie dargelegt, am Nachweis einer solchen Verletzung als Unfallfolge.
Ebenso bedarf es nicht der Einholung eines Gutachtens von Dr.S. , da der
Sachverhalt durch die vorliegenden Gutachten bereits geklÃ¤rt ist.

Eine MdE von 10 v.H. ist zumindest seit dem 08.08.2000 im Hinblick auf die
erwÃ¤hnten Befunde nicht anzunehmen.

Die Kostenentscheidung richtet sich nach Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 01.02.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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